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 23. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung 
auf ihrer achtundfünfzigsten Tagung einen Bericht über den 
Stand des Übereinkommens zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau und über die Durchführung dieser 
Resolution vorzulegen. 

RESOLUTION 57/179 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/549, Ziffer 34)126. 

57/179. Wege zur Bekämpfung von Verbrechen gegen 
Frauen wegen verletzter Ehre 

 Die Generalversammlung, 

 erneut erklärend, dass alle Staaten verpflichtet sind, die 
Menschenrechte und Grundfreiheiten, einschließlich des Rechts 
auf Leben, Freiheit und Sicherheit der Person, wie in der All-
gemeinen Erklärung der Menschenrechte127 verankert, zu för-
dern und zu schützen, sowie in Bekräftigung der Verpflichtun-
gen der Vertragsstaaten aus den Menschenrechtsübereinkünf-
ten, insbesondere dem Internationalen Pakt über wirtschaftli-
che, soziale und kulturelle Rechte128, dem Internationalen Pakt 
über bürgerliche und politische Rechte128, dem Übereinkommen 
zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau129 
und dem Übereinkommen über die Rechte des Kindes130, 

 unter Hinweis auf die Erklärung und das Aktionsprogramm 
von Wien131, die Erklärung über die Beseitigung der Gewalt 
gegen Frauen132, die auf der Vierten Weltfrauenkonferenz ver-
abschiedete Erklärung und Aktionsplattform von Beijing133 so-
wie auf das Ergebnisdokument der Sondertagung der General-

 
126 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Albanien, Andorra, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, 
Australien, Belgien, Benin, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Chile, 
Costa Rica, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, ehemalige 
jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, 
Finnland, Frankreich, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, 
Guatemala, Guinea-Bissau, Haiti, Irland, Island, Israel, Italien, Jugoslawien, 
Kanada, Kap Verde, Kolumbien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, 
Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Malta, Mexiko, Monaco, Namibia, Neu-
seeland, Nicaragua, Niederlande, Norwegen, Österreich, Panama, Pa-
pua-Neuguinea, Paraguay, Polen, Portugal, Republik Moldau, Rumänien, 
Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Schweden, Schweiz, Sierra 
Leone, Simbabwe, Slowakei, Slowenien, Spanien, Südafrika, Suriname, 
Swasiland, Thailand, Tschechische Republik, Türkei, Uganda, Ukraine, 
Ungarn, Uruguay, Vanuatu, Venezuela, Vereinigte Republik Tansania, Ver-
einigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von 
Amerika und Zypern. 
127 Resolution 217 A (III). 
128 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. 
129 Resolution 34/180, Anlage. 
130 Resolution 44/25, Anlage. 
131 A/CONF.157/24 (Teil I), Kap. III. 
132 Siehe Resolution 48/104. 
133 Abgedruckt in: Bericht der Vierten Weltfrauenkonferenz, Beijing, 
4.-15. September 1995 (auszugsweise Übersetzung des Dokuments 
A/CONF.177/20 vom 17. Oktober 1995), Kap. I, Resolution 1, Anlagen I 
und II. 

versammlung "Frauen 2000: Gleichstellung, Entwicklung und 
Frieden für das 21. Jahrhundert"134, 

 eingedenk dessen, dass Verbrechen gegen Frauen wegen 
verletzter Ehre ein Menschenrechtsproblem darstellen, dass 
Staaten zu gebührender Sorgfalt verpflichtet sind, um derartige 
Verbrechen zu verhüten und zu untersuchen, die Täter zu be-
strafen und die Opfer zu schützen und dass die Nichteinhaltung 
dieser Verpflichtungen ihre Menschenrechte und Grundfreihei-
ten verletzt und deren Ausübung beeinträchtigt oder verhindert, 

 betonend, dass alle Formen der Gewalt gegen Frauen und 
Mädchen, namentlich die Verbrechen wegen verletzter Ehre, 
als nach dem Gesetz strafbare Handlungen behandelt werden 
müssen, 

 sich dessen bewusst, dass ein unzureichendes Verständnis 
der tieferen Ursachen jeglicher Gewalt gegen Frauen, nament-
lich der Verbrechen wegen verletzter Ehre, die in vielen ver-
schiedenen Formen auftreten, sowie unzulängliche Daten über 
derartige Gewalt fundierte grundsatzpolitische Analysen auf in-
nerstaatlicher wie auf internationaler Ebene sowie die An-
strengungen zur Beseitigung dieser Gewalt erschweren, 

 zutiefst besorgt darüber, dass Frauen und Mädchen Opfer 
dieser Verbrechen sind, wie in den entsprechenden Abschnitten 
der Berichte des Menschenrechtsausschusses, des Ausschusses 
für die Beseitigung der Diskriminierung der Frau, des Aus-
schusses für die Rechte des Kindes und des Ausschusses für 
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte beschrieben, und 
nimmt in diesem Zusammenhang Kenntnis von den entspre-
chenden Teilen des Berichts der Sonderberichterstatterin der 
Menschenrechtskommission über Gewalt gegen Frauen, deren 
Ursachen und deren Folgen135,  

 betonend, dass solche Verbrechen mit sämtlichen religiösen 
und kulturellen Werten unvereinbar sind,  

 eingedenk der Resolution 2002/52 der Menschenrechts-
kommission vom 23. April 2002136, 

 betonend, dass die Bekämpfung von Verbrechen gegen 
Frauen wegen verletzter Ehre größere Anstrengungen und Ent-
schlossenheit seitens der Regierungen und der internationalen 
Gemeinschaft, unter anderem durch internationale Koopera-
tionsbemühungen, und der Zivilgesellschaft, namentlich der 
nichtstaatlichen Organisationen, erfordert, und dass sich die ge-
sellschaftliche Einstellung grundlegend ändern muss,  

 unterstreichend, dass die Ermächtigung der Frau und ihre 
wirksame Teilhabe an den Entscheidungs- und Politikgestal-
tungsprozessen zu den unverzichtbaren Instrumenten der Be-
kämpfung und Verhütung von Verbrechen gegen Frauen wegen 
verletzter Ehre gehören,  
 
134 Resolution S-23/3, Anlage. 
135 E/CN.4/2002/83, Ziffern 21-37. 
136 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2002, Sup-
plement No. 3 (E/2002/23), Kap. II, Abschnitt A. 
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 1. begrüßt 

 a) die Aktivitäten und Initiativen der Staaten, die auf die 
Bekämpfung von Verbrechen gegen Frauen wegen verletzter 
Ehre gerichtet sind, einschließlich der Verabschiedung von Än-
derungen der diese Verbrechen betreffenden einschlägigen in-
nerstaatlichen Gesetze, der wirksamen Anwendung dieser Ge-
setze sowie pädagogischer, sozialer und sonstiger Maßnahmen, 
einschließlich einzelstaatlicher Informations- und Sensibilisie-
rungskampagnen, sowie die Aktivitäten und Initiativen von 
Staaten, die auf die Beseitigung aller sonstigen Formen der 
Gewalt gegen Frauen gerichtet sind; 

 b) die Anstrengungen, die die Organe, Fonds und Pro-
gramme der Vereinten Nationen, namentlich der Bevölkerungs-
fonds der Vereinten Nationen, das Kinderhilfswerk der Ver-
einten Nationen und der Entwicklungsfonds der Vereinten Na-
tionen für die Frau, unter anderem in Form von Projekten un-
ternehmen, um das Problem der Verbrechen gegen Frauen we-
gen verletzter Ehre anzugehen, und legt ihnen nahe, ihre An-
strengungen zu koordinieren; 

 c) die Arbeiten, die von der Zivilgesellschaft, namentlich 
von nichtstaatlichen Organisationen wie Frauenorganisationen, 
Basisbewegungen und Einzelpersonen unternommen werden, 
um das Bewusstsein für solche Verbrechen und ihre schädli-
chen Auswirkungen zu schärfen; 

 2. bekundet ihre Besorgnis darüber, dass Frauen weiter-
hin Opfer von Verbrechen wegen verletzter Ehre werden, dass 
in allen Regionen der Welt derartige Gewalt weiter vorkommt 
und viele verschiedene Formen annimmt, und dass die Täter 
nicht strafrechtlich verfolgt und bestraft werden; 

 3. fordert alle Staaten auf, 

 a) ihre Verpflichtungen aus den einschlägigen internatio-
nalen Rechtsakten auf dem Gebiet der Menschenrechte zu er-
füllen und die Erklärung und die Aktionsplattform von Bei-
jing133 sowie das Ergebnisdokument der Sondertagung der Ge-
neralversammlung134 umzusetzen; 

 b) ihre Anstrengungen zur Verhütung und Bekämpfung 
von Verbrechen gegen Frauen wegen verletzter Ehre, die viele 
verschiedene Formen annehmen, durch gesetzgeberische, ad-
ministrative und programmatische Maßnahmen weiter zu ver-
stärken; 

 c) Fälle von Verbrechen gegen Frauen wegen verletzter 
Ehre zügig und gründlich zu untersuchen, wirksam strafrecht-
lich zu verfolgen und zu dokumentieren und die Täter zu be-
strafen; 

 d) alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um si-
cherzustellen, dass solche Verbrechen nicht geduldet werden; 

 e) verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um das 
Bewusstsein dafür zu schärfen, dass Verbrechen gegen Frauen 
wegen verletzter Ehre verhütet und bekämpft werden müssen, 

mit dem Ziel, die Einstellungen und Verhaltensweisen, die die 
Begehung solcher Verbrechen zulassen, zu ändern, unter ande-
rem unter Beteiligung führender Vertreter der Gemeinwesen; 

 f) die Bemühungen der Medien um die Durchführung 
von Sensibilisierungskampagnen zu fördern; 

 g) Maßnahmen und Programme zu fördern, zu unterstüt-
zen und durchzuführen, die darauf abzielen, ein besseres Wis-
sen und Verständnis der Ursachen und Folgen von Verbrechen 
gegen Frauen wegen verletzter Ehre zu vermitteln, so auch 
durch die Bereitstellung von Schulungsmaßnahmen für die 
Mitarbeiter der Strafverfolgungsbehörden, wie etwa Polizisten, 
Justizbeamte und Juristen, und die Stärkung ihrer Fähigkeit, 
Anzeigen solcher Verbrechen unparteiisch und wirksam nach-
zugehen und die erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
den Schutz tatsächlicher und potenzieller Opfer zu gewährlei-
sten; 

 h) die Arbeit der Zivilgesellschaft, namentlich der nicht-
staatlichen Organisationen, zur Bewältigung dieses Problems 
auch weiterhin zu unterstützen und die Zusammenarbeit mit 
zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen zu 
verstärken; 

 i) nach Möglichkeit Unterstützungsdienste einzurichten, 
zu verstärken oder zu erleichtern, um auf die Bedürfnisse tat-
sächlicher und potenzieller Opfer eingehen zu können, indem 
sie unter anderem geeigneten Schutz, sichere Zufluchtsstätten, 
Beratung, Rechtsberatung und Gesundheitsdienste erhalten und 
ihre Rehabilitation und Wiedereingliederung in die Gesell-
schaft ermöglicht wird; 

 j) Anzeigen von Verbrechen gegen Frauen wegen ver-
letzter Ehre wirksam nachzugehen, indem sie unter anderem in-
stitutionelle Mechanismen schaffen, stärken oder erleichtern, 
sodass Opfer und andere Personen derartige Verbrechen in ei-
nem sicheren, die Vertraulichkeit wahrenden Umfeld melden 
können; 

 k) statistische Informationen über das Vorkommen derar-
tiger Verbrechen zu sammeln und zu verbreiten, so auch nach 
Alter aufgeschlüsselte Informationen; 

 l) falls ihre Berichtspflichten dies vorsehen, in ihre Be-
richte an die Menschenrechts-Vertragsorgane, namentlich an 
den Ausschuss für die Beseitigung der Diskriminierung der 
Frau, gegebenenfalls Informationen über rechtliche und 
grundsatzpolitische Maßnahmen aufzunehmen, die sie im Rah-
men ihrer Bemühungen um die Verhütung und Bekämpfung 
von Verbrechen gegen Frauen wegen verletzter Ehre verab-
schiedet und durchgeführt haben; 

 4. bittet 

 a) die internationale Gemeinschaft einschließlich der zu-
ständigen Organe, Fonds und Programme der Vereinten Natio-
nen, die auf die Stärkung der institutionellen Kapazitäten zur 
Verhütung von Verbrechen gegen Frauen wegen verletzter Ehre 
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und auf die Bekämpfung ihrer tieferen Ursachen gerichteten 
Anstrengungen aller Länder auf ihr Ersuchen unter anderem 
durch technische Hilfe und Programme für Beratende Dienste 
zu unterstützen; 

 b) die zuständigen Menschenrechts-Vertragsorgane, sich 
mit diesem Problem gegebenenfalls weiter auseinanderzuset-
zen; 

 c) die Kommission für die Rechtsstellung der Frau, diese 
Frage auf ihrer siebenundvierzigsten Tagung unter dem 
Schwerpunktthema "Die Menschenrechte von Frauen und die 
Beseitigung aller Formen der Gewalt gegen Frauen und Mäd-
chen gemäß der Aktionsplattform von Beijing und den Ergeb-
nisdokumenten der Sondertagung der Generalversammlung 
'Frauen 2000: Gleichstellung, Entwicklung und Frieden für das 
21. Jahrhundert'" zu behandeln; 

 5. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekre-
tärs137; 

 6. ersucht den Generalsekretär, in seinen Bericht über 
die Frage der Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen, der der 
Generalversammlung auf ihrer neunundfünfzigsten Tagung 
vorzulegen ist, einen auf der Grundlage aller verfügbarer Daten 
erstellten Sachbericht zum Thema dieser Resolution aufzuneh-
men, der eine Analyse der tieferen Ursachen dieser Verbrechen, 
statistische Belegdaten, sofern vorhanden, und Informationen 
über die von den Staaten ergriffenen Initiativen enthält. 

RESOLUTION 57/180 

Verabschiedet auf der 77. Plenarsitzung am 18. Dezember 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/549, Ziffer 34)138. 

 
137 A/57/169. 
138 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss 
eingebracht von: Afghanistan, Andorra, Antigua und Barbuda, Argentinien, 
Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bangladesch, Barbados, 
Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, 
Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Dänemark, Demokrati-
sche Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Deutschland, 
Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik 
Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gambia, 
Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti, 
Indien, Indonesien, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Kambodscha, 
Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, 
Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Mala-
wi, Malaysia, Mali, Malta, Marokko, Marshallinseln, Mauretanien, Mauri-
tius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Neusee-
land, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Papua- 
Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, 
Republik Moldau, Rumänien, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und 
Príncipe, Schweden, Schweiz, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe, Sloweni-
en, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, Südafrika, Sudan, Suriname, Swasiland, 
Thailand, Trinidad und Tobago, Tschechische Republik, Tunesien, Türkei, 
Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinigte Repu-
blik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Ver-
einigte Staaten von Amerika, Vietnam und Zypern. 

57/180. Verbesserung der Situation der Frauen im System 
der Vereinten Nationen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf die Artikel 1 und 101 der Charta der Ver-
einten Nationen sowie auf Artikel 8, der bestimmt, dass die 
Vereinten Nationen die Gleichberechtigung von Männern und 
Frauen hinsichtlich der Anwartschaft auf alle Stellen in ihren 
Haupt- und Nebenorganen nicht einschränken werden, 

 sowie unter Hinweis auf das Ziel einer allgemeinen Gleich-
stellung von Männern und Frauen, insbesondere im Höheren 
Dienst und den oberen Führungsebenen, bis zum Jahr 2000, das 
in der von der Vierten Weltfrauenkonferenz verabschiedeten 
Aktionsplattform139 enthalten ist, und auf die weiteren Maß-
nahmen und Initiativen, die in dem von der Generalversamm-
lung auf ihrer Sondertagung "Frauen 2000: Gleichstellung, 
Entwicklung und Frieden für das 21. Jahrhundert" verabschie-
deten Ergebnisdokument140 aufgeführt sind, 

 ferner unter Hinweis auf ihre Resolution  56/127 vom 
19. Dezember 2001, 

 Kenntnis nehmend von der Resolution 2002/50 der Men-
schenrechtskommission vom 23. April 2002 über die Integra-
tion der Menschenrechte der Frau im gesamten System der Ver-
einten Nationen141, insbesondere ihrer Ziffer 14, in der die 
Kommission anerkennt, dass die verstärkte und umfassende 
Teilhabe von Frauen, namentlich auf den höheren Ebenen der 
Entscheidungsfindung im System der Vereinten Nationen, sich 
auf die durchgängige Berücksichtigung einer geschlechtsspezi-
fischen Perspektive äußerst positiv auswirken wird, 

 unter Begrüßung des Berichts des Generalsekretärs über 
Frauen, Frieden und Sicherheit142 und die am 25. Juli 2002 im 
Sicherheitsrat abgehaltene öffentliche Aussprache über Frauen 
und Frieden und Sicherheit143, 

 berücksichtigend, dass Frauen aus bestimmten Ländern, 
insbesondere Entwicklungsländern und namentlich den am we-
nigsten entwickelten Ländern und den kleinen Inselentwick-
lungsländern, sowie aus Transformationsländern, weiterhin 
nicht vertreten oder unterrepräsentiert sind, 

 mit Befriedigung über die Hauptabteilungen und Bereiche, 
die das Ziel der ausgewogenen Vertretung von Männern und 
Frauen erreicht haben, sowie diejenigen Hauptabteilungen, die 
im vergangenen Jahr das Ziel, 50 Prozent der freien Stellen mit 

 
139 Abgedruckt in: Bericht der Vierten Weltfrauenkonferenz, Beijing, 
4.-15. September 1995 (auszugsweise Übersetzung des Dokuments 
A/CONF.177/20 vom 17. Oktober 1995), Kap. I, Resolution 1, Anlage II. 
140 Resolution S-23/3, Anlage. 
141 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2002, Sup-
plement No. 3 (E/2002/23), Kap. II, Abschnitt A. 
142 S/2002/1154. 
143 Siehe S/PV.4589 und Corr.1 und S/PV.4589 (Erste Wiederaufnahme). 




